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Glanz und Elend der deutschen Geschichte 
Schlüsselereignisse von 1946 bis 1988 

Band 9 
 

Das Märchen von Selbstbestimmung, Unabhängigkeit  
und historischer Wahrheit ...  

 
 
Band 9/116 
 
 
Das Schicksal der deutschen Vertriebenen (1950-2016), Teil 4 
Die deutschen Historiker Jörg-Dieter Gauger (1947-2015) und Günter Buchstab berichteten 
während dieser Tagung der Konrad-Adenauer-Stiftung und des Instituts für Zeitgeschichte in 
Berlin über die "Schule als gesellschaftlicher und politischer Seismograph" (x879/85-107): 
>>... Ernest Renan hat einmal formuliert, eine Nation als Geschichtsgemeinschaft lebe von 
der Teilhabe an "Ruhm und Reue": Beides verbinden zu können und zu wollen, ist Zeichen 
von Normalität in Deutschland.  
Daher ist es auch ein Zeichen von Normalität, wenn heute, 50 Jahre später, sich ein Thema 
wieder Bahn bricht, das man "entsorgt" zu haben glaubte, das Thema von Flucht und Vertrei-
bung und des Verlustes der ehemals deutschen Ostprovinzen.  
Der Streit um das "Zentrum gegen Vertreibungen" zeigt nur, daß das "Entsorgen" nicht funk-
tioniert, auf beiden Seiten nicht; denn es ist kein Streit der Argumente, es ist ein Streit der Ge-
fühle. Auf der einen Seite wird unterstellt, die Deutschen wollten Geschichte umschreiben, 
wollten endlich die Täter- mit der "Opferrolle" vertauschen, und auf der anderen Seite, man 
wolle ihnen das Trauern um sich selbst verbieten, wolle die "Unfähigkeit zu trauern" durch 
die moralische "Unmöglichkeit zu trauern" ersetzen. Das sind Konsequenzen des Schweigens. 
Schweigen führt zu Verkrümmungen, zu Ängsten, zu Ritual und Formelkompromiß. 
"Zwar kann die Gerechtigkeit nicht durch einen Akt des Rechts erwirkt werden, denn so viel 
Unrecht läßt sich konkret gar nicht sühnen, aber schon seine Aufdeckung, seine Benennung, 
das Sprechen darüber führt zu einer Entsühnung und damit Versöhnung" (Karol Sauerland). In 
diesen Dialog müssen die Vertriebenen selbstverständlich einbezogen werden. ... 
Ein sehr viel genauerer Seismograph für den Stellenwert historischer Themen sind Schule und 
Unterricht, Lehrpläne und Schulbücher: Was sie thematisieren oder was nicht und wie sie 
thematisieren, zeigt an, wie ein Thema gesamtgesellschaftlich und politisch gewertet und be-
urteilt werden soll: 
Denn die Schule ist der einzige Ort in jeder Gesellschaft, dem bekanntlich keiner entkommt, 
und in dem es um systematische Wissensvermittlung geht; sie ist jene Übergangsinstitution, in 
der die Erwachsenengeneration der nachwachsenden Generation auf den Weg gibt, was sie 
wissen soll und wovon die Erwachsenengeneration überzeugt ist, daß es wertvoll sei, wenn es 
vermittelt werde. Der Auftrag der Schule ist verankert in Gesetzen und Erlassen, die ihren 
Rahmen setzen und das spiegeln, was bildungspolitisch für richtig und daher vermittelnswert 
angesehen wird. Dabei liegt der Akzent auf "politisch", daher folgt die Schule sich verändern-
den politischen und gesellschaftlichen Vorgaben, die sich an Mehrheiten orientieren und das 
dominante politische Klima verkörpern; daher gibt sie Auskunft über den jeweiligen "Zeit-
geist". ... 
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2. Die Marginalisierung des Themas seit Ende der 1960er Jahre 
Generell läßt sich dreierlei feststellen: 
1. Das Thema wird seit Ende der 60er Jahre und dann im Gefolge der sozialliberalen Ostpoli-
tik marginalisiert oder teilweise sogar verdrängt. 
2. Es wird seit Ende der 70er Jahre v.a. die polnische Sicht immer wieder miteinbezogen 
("Multiperspektivität", das betrifft insbesondere die Ostsiedlung). 
3. Durch intensive Schilderung der NS-Verbrechen an und in Polen, in der Sek. I und wieder-
holt in der Sek. II, wird das chronologische und kausale Prius, also die vorhergehenden deut-
schen Verbrechen und die Folgen und daher der Zusammenhang von Schuld und Sühne - 
wenn nicht immer ausdrücklich thematisiert -, so doch zumindest durch den Kontext unmit-
telbar nahegelegt. 
Nur als eindrucksvolles Beispiel zitiert seien die Richtlinien und Lehrpläne Geschichte Sek. II 
Gymnasium/Gesamtschule NRW (1999, Jg.-St. 13,1). 
"Polenpolitik: Der Versuch, eine Nation zu vernichten: Ideologie des deutschen 'Lebensraums' 
und Herrschaftssystems in Osteuropa; Der Hitler-Stalin-Pakt: die vierte Teilung Polens; Deut-
sche Besatzungspolitik, Fallanalyse: die 'Aktion Zamosc' 1942/43; National-polnischer und 
polnisch-jüdischer Widerstand: Ghetto-Aufstand 1943 und Warschauer Aufstand 1944. 
Die Nachkriegszeit und die Last der Vergangenheit: Kriegsende: Entscheidungen der Alliier-
ten, Flucht und Vertreibung, Entnazifizierung durch die Besatzungsmächte ... Deutschland 
und Polen: Die Frage der Oder-Neiße-Grenze, von der sozialliberalen Ostpolitik 1970/72 zu 
einer neuen Nachbarschaft 1990/91 ... 
- Alternativen oder Ergänzungen (Beispiele):  
Lernort Auschwitz (Studienfahrt) ...  
Polnische 'Fremdarbeiter' im Deutschen Reich (Lokalgeschichte);  
Die Teilungen Polens im 18. Jahrhundert ...  
Der Versailler Vertrag und die Auseinandersetzungen in den Abstimmungsgebieten ...  
DDR und Volksrepublik Polen: eine verordnete Freundschaft. 
- Gegenstandsbereiche für Facharbeiten (Beispiele):  
Der polnische Aufstand 
1830/31 und die Reaktionen der deutschen Nationalbewegung; 
Deutschland und Polen in der Zwischenkriegszeit;  
Die preußische 'Ostmarkenpolitik' im Deutschen Kaiserreich;  
Die Rolle der Kirchen bei der deutsch-polnischen Aussöhnung ..."  
Bemerkenswert ist hier, daß der 1998 noch vorgesehene Hinweis auf die Ostsiedlung wegge-
fallen ist. 
3. Allgemeine Tendenzen in Richtlinien und Schulbüchern 
Selbstverständlich kommen Joseph von Eichendorff oder Gerhart Hauptmann immer noch aus 
Schlesien, findet die preußische Königskrönung immer noch in Königsberg/Ostpreußen statt, 
hat Immanuel Kant dort gewirkt und hat Friedrich II. Schlesische Kriege geführt.  
Was aber heute nirgends mehr zur Sprache kommt, ist der historische deutsche Osten als sol-
cher, in Form eines Rückblicks, Exkurses mit Hinweis auf die Kulturleistungen und den histo-
rischen Beitrag dieser Regionen zur deutschen National- und europäischen Geschichte, zur 
Bildung von Neustämmen etc. Das betrifft auch die Schulbücher, die höchstens einmal eine 
allgemeine resümierende Bemerkung dazu fallen lassen (z.B. 1996:  
"Ein Viertel der Fläche des Deutschen Reiches von 1937 ging verloren; die jahrhundertealte 
deutsche Siedlungs- und Kulturtätigkeit fand in diesem Raum ein abruptes Ende ...").  
Ebenso wenig spielen die Vertriebenen, die Charta von 1950 usf. eine besondere Rolle; in den 
Schulbüchern wird da und dort noch die Integrationsleistung der Bundesrepublik nach 1945 
positiv gewürdigt, oder es werden - ebenfalls sporadisch - auch die Probleme des Zusammen-
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lebens angesprochen (z.B. 1995:  
"Das Wort 'Flüchtling' wurde über Jahre hinweg fast ein Schimpfwort und zum Symbol für 
'unerwünscht'").  
Oder es wird die Parallele zur Gastarbeitersituation gezogen ("Die deutschen Flüchtlinge 
wurden in Notunterkünften untergebracht. Nicht selten waren es die Baracken, in denen zuvor 
die unter der nationalsozialistischen Herrschaft verschleppten Arbeitskräfte gelebt hatten ... 
Für die 'Gastarbeiter', die bereits ab 1955 zum Gelingen des deutschen 'Wirtschaftswunders' 
beitrugen, waren vielfach die Barackenlager wieder gut genug.").  
Ansonsten fungieren sie höchstens noch und ganz vereinzelt als Oppositionselement gegen die 
sozialliberale Ostpolitik (vgl. 1985: "Besonders die Vertriebenen und die ältere Generation ... 
brachten gegenüber den Vertragsformulierungen erhebliche Bedenken vor."  
Oder 1996:  
"Wer nur an das eigene Recht dachte, mußte die Sicherheit der Grenzen der Nachbarn ge-
fährden. Wer die Unversehrtheit des Reiches von 1937 betonte, schien die Folgen des II. 
Weltkrieges vergessen zu haben. Wer sich nur noch auf einen Rechtstitel berief, zu dem es 
keine realistische Basis mehr gab, geriet in Gefahr, verlorenen Wunschbildern nachzuhän-
gen"). 
Der Zusammenhang von deutscher Schuld und Reaktion (Vergeltung/Sühneleistung) wird in 
den Richtlinien weithin nur durch den vorgegebenen historischen Kontext: NS-Verbrechen 
(insbesondere in Polen) - Niederlage - Vertreibung hergestellt; diesen Zusammenhang formu-
lieren dann Schulbücher deutlicher, z.B. 1995:  
"Was Deutsche unter nationalsozialistischer Führung anderen Völkern zugefügt hatten, erlit-
ten bei Kriegsende und nach der Kapitulation viele Deutsche, die im Machtbereich der vorher 
unterdrückten Völker lebten";  
oder 1994:  
"1945 wurden die Deutschen in Osteuropa mitverantwortlich für die Verbrechen Hitlers ge-
macht und millionenfach aus ihren Siedlungsgebieten (Ostpreußen, Westpreußen, Pommern, 
Schlesien, Sudetenland u.a.) in das besiegte und zerstörte Deutschland (sic!) vertrieben."  
Ein historisches Verständnis für die Aussiedlerproblematik wird nicht geweckt. 
Bemerkenswert ist schließlich, daß die deutsch-polnischen Schulbuchkonferenzen offenbar 
nur in NRW Einfluß auf die Richtlinien der 70er Jahre ausgeübt haben, die sich expressis ver-
bis darauf beziehen. In den Schulbüchern der 90er Jahre spielen diese Gespräche keine Rolle 
mehr, in denen der 80er Jahre sind sie da und dort im Rahmen der Ostsiedlung berücksichtigt. 
Auch bei den genannten vier Fixpunkten − Flucht und Vertreibung 1945 ff., den Ostverträgen, 
den 2+4-Verhandlungen und schließlich der Ostsiedlung vom 12. bis 14. Jahrhundert - lassen 
sich diese Tendenzen im einzelnen nachweisen.  
Der Hinweis auf "Flucht und Vertreibung" erscheint entweder im chronologischen Kontext 
von 1945 (das bleibt das Übliche) oder er wird abgelöst vom chronologischen Zusammenhang 
unter "Migration" bzw. unter ein Oberthema gestellt, das die Beziehungen zwischen Deut-
schen und Polen, Deutschen und Tschechen, im Längsschnitt aufgreift, dies mit wachsender 
Tendenz (s.u.).  
Auch der Hinweis auf das Potsdamer Abkommen ist durchgängig vorhanden, hingegen wird 
die Konsequenz des Geschehens, der Verlust der Ostprovinzen, nur noch selten hervorgeho-
ben. Das Thema erscheint in der Darstellung der Ereignisgeschichte nach 1945 im Kontext zu 
anderen vom Krieg betroffenen Personen, deren Schicksal zu den unmittelbaren Kriegsfolgen 
zu rechnen ist (Trümmerfrauen/Kriegsgefangene/Schwarzmarkt/Fremdarbeiter/Displaced Per-
sons usf.); NRW machte (1993) dabei ausdrücklich darauf aufmerksam, daß eben nicht nur 
Deutsche vertrieben wurden. Oder es wird zu modernen Phänomenen in Bezug gesetzt (Gast-
arbeiter, Aussiedler, Asylbewerber).  
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Zeitzeugenbefragungen sahen nur noch Baden-Württemberg (1994), Bayern (1992) und Sach-
sen (1992) vor.  
Die Integration der Flüchtlinge und Vertriebenen wird nur in einzelnen Bundesländern thema-
tisiert. Die Schulbücher setzten hier keine besonderen Akzente, sie beschreiben und illustrie-
ren. Zahlen, Vorgänge etc. werden geschildert, vereinzelt wird die Brutalität des Geschehens 
kritisiert, wie es der historischen Wahrheit entspricht. 
Insgesamt läßt sich aber auch schon für die 70er und 80er Jahre feststellen, daß das Thema nur 
mehr marginal behandelt wird - und auch hier akzentuiert im Kontext von Schuld und Sühne: 
"Den von Deutschland verursachten Zweiten Weltkrieg als eine entscheidende Ursache für die 
Teilung Deutschlands und den Verlust der deutschen Ostgebiete verstehen" (Hamburg 1987). 
Die deutschlandpolitischen Positionen der 50er und 60er Jahre zur Vorläufigkeit der Oder-
Neiße-Linie werden schon in den 70/80er Jahren nirgends mehr thematisiert; damit wird auch 
hier deutlich, daß es sich seit dem 1978er Beschluß der KMK nur mehr um eine antiquarische 
Facette handelt. 
Dies zeigt, daß damit ein deutlicher Bruch zu den 50er und 60er Jahren vollzogen worden ist: 
Damals wurde die Wiedervereinigungsproblematik noch expressis verbis auf das "dreigeteilte 
Deutschland" (Bayern, 1966) bzw. auf "Ostdeutschland" (Hessen, 1952) bezogen: Der Un-
rechtscharakter der Potsdamer Beschlüsse wird betont (NRW, 1955).  
Daraus wird die Offenheit der deutschen Frage auch hinsichtlich der Ostgebiete deutlich, ihre 
Zugehörigkeit zu Deutschland, ihr aktueller Status als fremdverwaltetes Gebiet wird betont: 
"die zur Zeit unter fremder Verwaltung stehenden deutschen Ostgebiete und unserer Verhält-
nis zu den östlichen Nachbarn" (Niedersachsen, 1964 u.ä.a.m.), mit der Schuldfrage will 
NRW auseinandersetzen lassen, wobei zugleich das Recht auf Heimat betont und die Oder-
Neiße-Linie zu den "ungelösten nationalen Fragen" gerechnet wird; Rheinland-Pfalz wollte 
(1957) wie das Saarland (1959) die Zusammengehörigkeit mit den mittel- und ostdeutschen 
Landschaften erhalten und stärken. 
Der Verlust für Europa/das Abendland/die abendländische Kultur wird betont ("Europa ver-
liert den deutschen Osten"; Hessen, 1952); die Ostgebiete werden als eigens und ausdrücklich 
zu behandelnde geographische und historische Gebiete ausgewiesen. 
Die Auseinandersetzungen um die Ostverträge werden heute nicht mehr in allen Lehrplänen 
thematisiert, oder sie werden nur als historisches Faktum aufgeführt. Nach Vollendung der 
Einheit haben sie einen besonderen Stellenwert nur noch in SPD-geführten Ländern, die auf 
diese Weise den Beitrag der SPD/FDP-Koalition zum Einigungsprozeß betonen wollen und 
damit in einer aktuellen politischen Diskussion Stellung beziehen.  
Dieses hier nur kurz skizzierte Bild war durch die Lehrpläne der späten 70er und 80er Jahre 
bereits vorbereitet. Auch Schulbücher setzen hier einen verstärkenden Akzent, z.B. 1996:  
"Eine ausschließlich deutsche Sicht der Landkarte wurde der europäischen und ideologischen 
Dimension des Problems nicht gerecht ... Das pauschale Blockdenken war damit schon längst 
nicht mehr angemessen ..."  
Dieser Akzent zeigt sich schon 1973:  
"So stand 1945 ein Berg von Haß und Leid zwischen den Menschen beider Völker. Aber auch 
hier haben Männer und Frauen auf beiden Seiten geduldig daran gearbeitet, nun endlich ei-
nen Schluß-Strich unter die leidvolle Vergangenheit zu ziehen. 25 Jahre später bildete der 
Warschauer Vertrag die Chance eines neuen Anfangs ..."  
Die Anerkennung der historischen Schuld besiegelt der immer wieder (auch nach 2000) abge-
bildete Kniefall Willy Brandts in Warschau vor dem Denkmal zum Aufstand im jüdischen 
Ghetto. 
Das Thema "2+4" wird allgemein in allen Lehrplänen nach 1990 genannt; in zwei Lehrbü-
chern wird betont, daß die CDU sich mit der Anerkennung Westgrenze Polens schwergetan 
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habe. 
Der größte Einbruch ist zweifellos bei der Darstellung der Ostsiedlung zu beobachten: In eini-
gen Ländern war das Thema in der Sek. I nicht mehr explizit präsent oder wird in den inte-
grierten Fächern (Sek. I) aus dem chronologischen Kontext herausgelöst und unter die 
deutsch-polnischen Beziehungen im Rückblick subsumiert.  
In der Oberstufe hat auch NRW (1999, s.o.) keinen Hinweis. Im chronologischen Kontext 
präsent ist es in Baden-Württemberg, Bayern, Berlin (wo es einen deutlich höheren Stellen-
wert gewann), Mecklenburg-Vorpommern (u.a.: Sich mit unterschiedlicher Bewertung der 
Ostsiedlung auseinandersetzen) und jetzt in Hessen, ausführlich in Sachsen (2001) und in 
Thüringen (Erschließung neuer Siedlungsräume, Binnenkolonisation, Ostsiedlungsbewegung, 
Deutscher Orden, Ordensstaat, Städtegründungen).  
Eine bemerkenswerte Wandlung zeigte Sachsen-Anhalt: Während in den Rahmenrichtlinien 
Sekundarschule Geschichte (1994) noch "Kreuzzüge und Ostexpansion" ausdrücklich erwähnt 
sind, fehlt dieser Hinweis in den das Mittelalter abdeckenden 1997 vorgelegten RR Sekundar-
schule Förderstufe Geschichte. 
In einigen Ländern wird die Gelegenheit genutzt, in diesem Kontext das generelle Verhältnis 
Deutsche/Slawen oder Deutsche/Polen zu akzentuieren, und zwar unter dem Aspekt schon 
mittelalterlicher Gemeinsamkeit. 
Auf die Habsburger Siedlungspolitik ("z.B. Banater Schwaben, Siebenbürger Sachsen; Ver-
gleich mit der mittelalterlichen Ostsiedlung") ging Bayern (RS), auf die Frage deutscher 
Sprachinseln inkl. der Wolgadeutschen Sachsen ein. Die Rahmenrichtlinien Gymnasium/-
Fachgymnasium Grundkurs Geschichte in Sachsen-Anhalt von 1999 haben unter zeitlicher 
Zuordnung zur "Aufklärung" und als "Wahlpflicht" den Hinweis:  
"Deutsche in Rußland; Ansiedlung von Deutschen an der Wolga unter Katharina II./Mutter-
kolonien gründen Tochterkolonien/Stalins Politik gegenüber den Rußlanddeutschen/Rußland-
deutsche als Spätaussiedlerinnen und Spätaussiedler." 
Bemerkenswert war, daß der neue Lehrplan für die Sek. II Gymnasium, Gesamtschule Ge-
schichte (Anhörungsfassung) von Schleswig-Holstein unter "Projektlernen" als Beispiel eine 
Einheit "Schwierige Nachbarn: Deutsche und Polen" vorschlug, mit "Die unterdrückte Nati-
on; die polnischen Teilungen", über "Migration und Integration" im 19. Jahrhundert, "Min-
derheiten und Minderheitsrechte" bis zu "Deutsche und Polen in Geschichtsbüchern"; über 
die Ostsiedlung wird allerdings kein Wort verloren. 
Die Tatsache, daß die Ostsiedlung (o.ä.) aus vielen Lehrplänen schon verschwunden ist, be-
deutet schlichtweg, daß die Ereignisse der Jahre nach 1945 und auch die Aussiedlerproblema-
tik dem Schüler gar nicht klar werden können. Allerdings war die Ostsiedlung auch schon in 
den 70er und 80er Jahren nicht in allen Lehrplänen mehr explizit vorgesehen. Ihre multiper-
spektivische Darstellung aus deutscher wie aus polnischer Sicht sah Baden-Württemberg vor 
(1980:  
"Erkennen, warum die Ostsiedlung von Deutschen und Polen unterschiedlich bewertet wird"), 
zumal es sich nicht um eine "nationale" Angelegenheit handle ("wissen, daß die Ostsiedlung 
sich nicht als nationale deutsche Ausdehnung, sondern als Landesausbau vollzieht"). 
Das Saarland verknüpfte (1980) damit die gesamte Folgethematik ("Ergebnis: Eindeutschung 
weiter Gebiete zwischen Elbe und Memel/Transfer: Verlust der Ostgebiete/Vertrag zwischen 
Deutschland und Polen/Abtrennung der deutschen Ostgebiete und Vertreibung der Deut-
schen" mit Hinweis auf den KMK-Beschluß zur Deutschen Frage im Unterricht).  
Die eher zurückhaltende Behandlung in den Lehrplänen seit den 70er Jahren, die auf Aus-
gleich, Europäisierung und Multiperspektivität angelegt ist, unterscheidet sich deutlich von 
jenem Ton, der noch in den 50er und 60er Jahren angeschlagen wurde: 
- betont wurde damals die kulturelle Mission ("Ausstrahlungen deutscher Kultur nach Osten 
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und Norden"), 
- die damit verbundene "Pionierleistung", die, so wird ebenfalls unisono hervorgehoben, 
"durch den Ruf slawischer Fürsten" ausgelöst wurde. 
Damit wird eine deutliche kulturelle Überlegenheit unterstellt, wie sie etwa Schleswig-
Holstein noch 1968 unterstreicht ("Die kulturelle Bedeutung der mittelalterlichen Kolonisati-
on"), das 1959 sogar noch darauf hinwies: 
"Durch die gemeinsame Anstrengung aller deutschen Stände wird germanischer Volksboden 
wiedergewonnen. Die östliche Landnahme führt zu einer Erweiterung des deutschen Stam-
mesgefüges und weist Deutschland zu, das östliche Grenzland Europas zu sein." 
In den Schulbüchern der 80er Jahre stand - teilweise unter Bezug auf die deutsch-polnischen 
Schulbuch-Konferenzen - dann eher das Problem der multiperspektivischen, kontroversen 
Deutung im Mittelpunkt, z.B. 1985: 
"Vier Jahre lang bemühten sich deutsche und polnische Experten um gemeinsame Empfeh-
lungen für die Darstellung der deutsch-polnischen Geschichte in Schulbüchern. Zum Thema 
'Polen und der Deutsche Orden' konnte der Abschlußbericht von 1977 nur den völligen Fehl-
schlag feststellen: In den polnischen Schulbüchern werde, so hieß es da, vor allem die Rolle 
des Deutschen Ordens als Herrschaftsträger und die Geschichte der Ausdehnung des Ordens-
landes durch Kriege und Waffengewalt aufgezeigt. Die westdeutschen Schulbücher würden 
die Missionsarbeit des Ordens und seine Leistung für die Verbesserung der Lebensverhältnis-
se betonen.  
Dieser Problemkreis bedarf trotz gewisser Fortschritte, die auf der Konferenz in Thorn im 
September 1974 erzielt werden konnten, noch weiterer gründlicher Behandlung."  
Für die 50er/60er Jahre − einmal abgesehen von der üblicherweise sehr viel ausführlicheren 
Darstellung der Fakten − mag folgende Einschätzung genügen. 
1952 - "Die Deutschen hatten weite Gebiete, die von den Germanen während der Völkerwan-
derung preisgegeben worden waren, wiedergewonnen. Die Elbe, die seit Jahrhunderten die 
deutsche Ostgrenze gebildet hatte, rückte in die Mitte des Reiches. Deutsche Kolonisten 
brachten fremden Völkern (Polen, Böhmen und Ungarn) den wertvollsten Teil ihrer Kultur. 
Sprache, Recht und Lebensart der Deutschen wirkten noch weiter nach Osten ..." 
1962 - "... Es wirkte also starkes west-östliches Kulturgefälle. Die Hebung dieser rückständi-
gen Gebiete auf den kulturellen und wirtschaftlichen Stand des Abendlandes war damals nur 
mit Hilfe deutscher Zuwanderer möglich." 
In Schulbüchern der 90er Jahre werden weithin die Aspekte: Miteinander, Multikulturalität, 
Multiperspektivität, Europäisierung und Gegenwartsbezug, weiter ausgemalt z.B. 1995:  
"Kulturen treffen aufeinander"/Photo: "Die Marienburg in Ostpreußen, ehemaliges Herr-
schaftszentrum des Deutschen Ritterordens, wurde nach der Zerstörung im Zweiten Weltkrieg 
vom polnischen Staat wiederaufgebaut".  
Daneben stehen Photos einer Moschee und einer Kirche in Rüdesheim und ein Bild über Sor-
bisch-Unterricht in Brandenburg/"Siedlung und Völkerbegegnung im Osten"/"Fremde helfen 
bei der Entwicklung des Landes".  
Oder (1992):  
"Der Landesausbau im östlichen Mitteleuropa war wie überall eine herausragende kulturelle 
Leistung der Menschen des Hochmittelalters." Es finden sich allerdings auch Hinweise auf 
frühere geschichtspolitische Kontroversen, etwa 1994:  
"So wurde von deutscher Seite betont, daß die Siedlungsgebiete der Polen zwischen Oder und 
Weichsel von germanischen Stämmen bewohnt gewesen seien ... Die Polen dagegen verwiesen 
auf Funde, die belegen, daß schon vorher slawische Siedlungen im heutigen Polen entstanden 
seien." 
Mit den Lehrplanrevisionen seit den späteren 60er Jahren und der 70er Jahre ist ein deutlich 
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verändertes Verhältnis zu den historischen deutschen Ostgebieten und den damit verbundenen 
Fragen und Problemkomplexen zu konstatieren. Dabei unterscheidet sich die Behandlung et-
wa in Bayern, Baden-Württemberg und jetzt Sachsen und Thüringen von der in NRW, Nie-
dersachsen oder Brandenburg, um auch parteipolitische Nuancen zu kennzeichnen. 
Grundsätzlich aber gilt: Der Weg führt weg von einer eindeutig deutschzentrierten Sicht, die - 
sofern überhaupt -, auf Polen (die Tschechoslowakei/Tschechien ist gar nicht weiter berück-
sichtigt) nur unter dem Eindruck der offenen Grenzregelung eingeht, den polnischen Stand-
punkt nicht berücksichtigt, im Zusammenhang mit der Ostkolonisation ein deutliches kulturel-
les Überlegenheitsgefühl propagiert (was sich naturgemäß auf die Einschätzung der Gegen-
wart auswirkt) weg zu einer deutlich auf Verständigung, Gemeinsamkeit, Symbiose (auch in 
der Rückprojektion auf das Mittelalter) zielenden Grundlinie, die auf Gleichrangigkeit der 
Partner abstellt und den Wiedervereinigungsgedanken nur mehr auf die DDR beschränkt. 
Daher verschwindet seit den 70er Jahren auch der im Zusammenhang mit der Ostsiedlung 
deutliche Kulturüberlegenheit signalisierende Ton der Nachkriegsrichtlinien (er wird in den 
70er/80er Jahren nur mehr höchst zurückhaltend angedeutet); damit verbindet sich aber auch 
der Ansatz, Reizthemen entweder auszublenden oder zu reduzieren (das betrifft seit den 80er 
Jahren eher die Ostkolonisation) oder in der Kontroverse zwischen Polen und Deutschland zu 
spiegeln und damit die Relativität des eigenen Standpunktes deutlich zu machen. 
Darüber hinaus lassen sich noch zwei weitere Varianten beobachten, die beide ebenfalls an-
steigende Trends in der Lehrplanentwicklung spiegeln. Die erste klang bereits kurz an: die 
Behandlung des Themas unter dem Leitbegriff: "Migration". 
In Berlin ("Inhaltsbereich Migrationen/Ostsiedlung im Mittelalter/und: Auswanderung - Ein-
wanderung - Vertreibung im 19. und 20. Jahrhundert", 1996), dann v.a. in Brandenburg 
(1991), Saarland (1992), Nordrhein-Westfalen (1994), Hessen (1995), Niedersachsen (1995), 
Rheinland-Pfalz (1999) und in Sachsen-Anhalt (1999) war die Tendenz v.a. in den integriert 
geführten Fächern unverkennbar, das Thema aus dem chronologischen und nationalen Zu-
sammenhang zu lösen und es als einen historischen Beleg unter anderen allgemein unter die-
ses Oberthema zu stellen.  
Vergleichsmomente werden dann z.B. die Völkerwanderung, die Wanderung der Turk-
Völker, die Hugenotten, die Salzburger Exilanten (letztere in Brandenburg), Deutsche in A-
merika, Polen im Ruhrgebiet, aktuelle Arbeits- und Armutsmigration.  
Damit wird verdeutlicht, daß es sich um einen periodisch immer wieder eintretenden histori-
schen Prozeß von "Wanderungen" unter verschiedenen historischen Rahmenbedingungen 
handelt, der daher auch nicht aus dem Rahmen des Üblichen fällt und der das humanitäre Ge-
wissen ganz allgemein zu beschäftigen hat, also das Verständnis für Zuwanderung, Asylanten 
etc. wecken soll. 
Allerdings ist bei diesem Ansatz immer zu würdigen, ob der ereignisgeschichtliche Kontext 
dadurch ersetzt wird oder ein solcher Ansatz nur komplementär vorliegt. Die Gefahr bleibt 
dabei, daß die Vergangenheit für aktuelle Kontroversen instrumentalisiert wird. ...<< 
Die deutsche Journalistin Helga Hirsch berichtete während dieser Tagung der Konrad-
Adenauer-Stiftung und des Instituts für Zeitgeschichte in Berlin über die "Erinnerung an die 
Flucht und Vertreibung der Deutschen" (x879/114-121): >>... Insgesamt sind etwa 14 Millio-
nen Deutsche von 1944 bis 1950 aus den deutschen Ostgebieten und den ehemals deutschen 
Siedlungsgebieten im Osten und Südosten geflohen oder vertrieben worden; knapp zwei Mil-
lionen von ihnen kamen um. Fast jede fünfte Familie in Nachkriegsdeutschland hatte somit 
ihre Heimat verloren. Wie hat sich unsere Gesellschaft der Entwurzelung gestellt, und wie 
sind die Entwurzelten selbst mit sich umgegangen? 
Die Erinnerungen an Flucht und Vertreibung haben im Westen Deutschlands mehrere Phasen 
durchlaufen. Gleich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs waren sie in Familiengeschich-
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ten, Filmen, Romanen und Dokumentationen allgegenwärtig als Ausdruck des authentischen 
Schocks, der die Menschen in ihren Alpträumen verfolgte, sie sich hilflos, ohnmächtig und 
abhängig fühlen ließ und sehr häufig in die soziale Deklassierung stieß. 
Gleichzeitig aber wurden die dramatischen Erlebnisse jener, die von der Roten Armee über-
rollt, von Sowjetsoldaten vergewaltigt oder von Polen und Tschechen zur Zwangsarbeit einge-
setzt worden waren, in der politischen Propaganda eingesetzt, da sich im beginnenden Kalten 
Krieg mit den Greueltaten eindringlich begründen ließ, warum sich das christliche Europa 
gegen "barbarische Rotarmisten" und die "bolschewistische Gefahr" schlechthin zusammen-
zuschließen und zu rüsten habe. 
In den sechziger Jahren änderte sich die Situation radikal. Hatten sich die Vertriebenen wie 
der Rest der Nation bis dahin unter weitgehender Ausblendung der NS-Verbrechen fast aus-
schließlich als Opfer der Alliierten gesehen, nahmen die Nachgeborenen sie nur noch verächt-
lich als Täter und Mitläufer wahr. Der Verlust der Ostgebiete galt nun als gerechte Strafe für 
die Verbrechen des NS-Regimes; schon wer sentimentalen Kindheitserinnerungen nachhing, 
stand im Verdacht des Revanchismus. ... 
Hinzu kommt ein anderer Faktor. Jahrzehntelang hatten sich die alte Bundesrepublik und die 
DDR gerühmt, die Vertriebenen in vorbildlicher Weise integriert zu haben. Die DDR hatte 
schon nach wenigen Jahren verkündet, die vier Millionen "Umsiedler" hätten sich mit der ein-
heimischen Bevölkerung verschmolzen - das Problem sei also nicht mehr existent.  
Im Westen hatte man geglaubt, die Unterschiede zwischen Einheimischen und Zugereisten 
spätestens Ende der 60er Jahre behoben zu haben. Dem Stolz von Politikern - "Wir haben sie 
integriert!" - entsprach der Stolz der Betroffenen: "Wir haben es geschafft!" Doch mit der An-
gleichung der Lebensverhältnisse waren die seelischen Verwundungen noch keineswegs ge-
heilt. 
Gleich nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs galten Flucht und Vertreibung als "normal". 
"Das war nichts Besonderes", sagen einige Betroffene bis heute. Auch ausgebombte Familien 
standen vor dem Nichts und waren zum Neuanfang gezwungen. Also verdrängten Flüchtlinge 
und Vertriebene ihre Verzweiflung, ihre Trauer und die Gefühle von Hilflosigkeit und Ohn-
macht und konzentrierten sich mit aller Kraft auf die Gründung einer neuen Existenz.  
... Allerdings drängten sie, auch wenn sie aufstiegen in Beruf und Politik, nur selten in die 
erste Reihe, da, wer auffällt, Neid und Aggression auf sich zieht. 
Daß Vertriebene und ihre Kinder, obwohl äußerlich seit langem auffällig unauffällig, innerlich 
häufig noch geprägt sind von Flucht und Heimatverlust, gerät erst seit einigen Jahren ins 
Blickfeld. Bei einer Umfrage des Psychologischen Instituts der Universität Hamburg aus dem 
Jahre 1999 ergab sich beispielsweise, daß noch 62 Prozent der Befragten unter belastenden 
Erinnerungsbildern und dem Wiedererleben traumatischer Situationen litten.  
Ermutigt durch die Berichte über die massenhaften Demütigungen der Frauen im zerfallenden 
Jugoslawien brachen seit Anfang der neunziger Jahre auch viele Frauen ihr Schweigen und 
berichteten erstmals über ihre eigenen Vergewaltigungen fünfzig Jahre zuvor. Ein "abgesun-
kenes Stück kollektiver Leidensgeschichte des Zweiten Weltkriegs", so formulierte es der Hi-
storiker Hans-Ulrich Wehler, könne endlich "ruhig besprochen werden". 
All dies, was uns als positiv erscheint, weil es uns also reifer, souveräner, berechenbarer ma-
chen könnte, wenn es die Einseitigkeiten der Vergangenheit überwindet und Verdrängtes be-
wußt macht und damit unserer Einflußnahme unterstellt - all dies macht unseren Nachbarn 
Angst. 
Vor allem die Polen befürchten eine Geschichtsrevision, da die Deutschen, so der durchgängi-
ge Vorwurf, den Zusammenhang von Ursache und Wirkung zerreißen und die Vertreibung 
1945 losgelöst vom Überfall 1939 darstellen würden. Außerdem, so eine weitere Kritik, woll-
ten sich die Deutschen nun nach den Juden als die größten Opfer des Zweiten Weltkriegs stili-
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sieren und andere Opfergruppen (weiter) aus dem öffentlichen Gedächtnis verbannen. 
Mögen derartige Befürchtungen bei Menschen wie Wladyslaw Bartoszewski, Marek Edelman 
oder Bronislaw Geremek aufgrund ihren traumatischen Erfahrungen im Konzentrationslager, 
im Warschauer- und im Getto-Aufstand bzw. im Leben unter falscher Identität verständlich 
erscheinen, so dient die Re-Aktivierung des alten deutschen Feindbildes konservativnationali-
stischen und teilweise auch liberalen Politiker und Publizisten als bewußtes Ablenkungsma-
növer in der aktuellen politischen Auseinandersetzung. Das Böse wird auf das Außen proji-
ziert, damit die Schattenseiten des Eigenen nicht ins Blickfeld geraten und das mythologisier-
te, gute Selbstbildnis erhalten bleibt. 
Wenn nämlich Deutsche nicht nur Täter und böse sind, sondern durch die Vertreibung auch 
gelitten haben, stellt sich die Frage nach dem Anteil der Polen an diesem Vorgang. Polen ist 
nicht nur der gezwungene Vollstrecker der Politik der alliierten Siegermächte gewesen, Polen 
hat auch von sich aus die ethnische Homogenisierung seines Staatsgebiets betrieben, mit den 
"wilden Vertreibungen" der Deutschen und der verwaltungsmäßigen Übernahme der deut-
schen Ostgebiete noch vor der Potsdamer Konferenz vollendete Tatsachen geschaffen und 
eigenständig Internierungslager für die verbliebenen Angehörigen der deutschen Minderheit 
eingerichtet.  
Zwar haben polnische Historiker und Publizisten bereits einige Mal eingeräumt, das "kleinere 
Übel" der Vertreibung der Deutschen sei nicht durch das "größere Übel" der deutschen 
Verbrechen zu rechtfertigen. In der Zeit der augenblicklichen ökonomischen, politischen und 
vor allem moralischen Verunsicherung aber pochen nationalistische Politiker auf die uneinge-
schränkte Opferrolle Polens als Fundament des nationalen Selbstverständnisses: 
Für sie sind alle Behauptungen über eine Mitschuld von Polen am Holocaust oder an der Ver-
treibung der Deutschen Verleumdungen, und alle Deutschen sind "Hitleristen", mit denen sich 
Empathie selbstverständlich verbietet. 
Es ist offenkundig eine Eigenschaft des Menschen, daß er auch als Opfer zu einem Konkur-
renzdenken tendiert. Wie könnten Deutsche es wagen - so sinngemäß der polnische Schrift-
steller Stefan Chwin - über ihre Vertreibung zu reden, wo Polen mit KZ-Haft, Zwangsarbeit 
und ebenfalls mit Vertreibung viel Schlimmeres erlebt hätten und nach dem Krieg nicht in 
einer "zivilisierten Welt" wie die Westdeutschen, sondern in der "roten (kommunistischen) 
Zone" gelandet seien? 
Diese Art der Fragestellung führt allerdings in eine Sackgasse, da das Leiden des Individuums 
nicht meßbar ist und zudem nicht abhängt von der Schuld oder Unschuld seiner Nation. Erin-
nerung ist immer subjektiv und damit singulär. Sie ist gebunden an die spezifischen histori-
schen Umstände eines Landes und kann ihre integrierende, heilende Wirkung nur dann entfal-
ten, wenn diesem besonderen Charakter Rechnung getragen wird.  
Erfahren die Menschen aber für ihre spezifischen Erfahrungen kein Verständnis, dann kann 
Trauer in Bitterkeit und Ressentiment umschlagen - wie etwa bei jenen Vertriebenen, die nun 
mit Forderungen nach Entschädigungen für ihr verlorenes Eigentum von Polen und Tschechen 
eine Anerkennung für ihr Leiden erpressen wollen, die sie politisch und menschlich nicht oder 
ihrer Meinung nach zu wenig erhalten haben. ...<< 
Der deutsche Journalist und Historiker Klaus Rainer Röhl schrieb am 22. April 2006 in der 
Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Vergewaltigungen deutscher 
Frauen kein Thema 
Ende April wird die erste deutsche Ausstellung über Flucht und Vertreibung im Bonner "Haus 
der Geschichte" geschlossen. Über die Ausstellung haben wir bei ihrer Eröffnung berichtet. 
Wie alle Vertriebenen, die entgegen fester Versprechungen immer noch kein eigenes Zentrum 
gegen Vertreibungen besitzen, haben wir uns darüber gefreut, daß 60 Jahre nach der völker-
rechtswidrigen Vertreibung von 15 Millionen Deutschen aus ihrer Heimat ihr Schicksal in 



 10 

dem zentralen deutschen Geschichtsmuseum Thema wurde. 
Die Ausstellung geht jetzt nach Berlin und Leipzig. Hoffentlich nicht in unveränderter Form. 
Denn hinter den Kulissen wird seit einem Jahr ein Konflikt verborgen gehalten, der seit Eröff-
nung der Ausstellung zwischen dem Ausstellungskurator und seinen Kritikern schwelt.  
Dabei geht es nicht darum, was Gutes und Lobendes über die Ausstellung "Flucht, Vertrei-
bung, Integration" zu sagen, sondern darum, was in dieser Ausstellung fehlt, so auffällig fehlt, 
daß man getrost davon sprechen kann, daß dieses Thema bewußt ausgeblendet werden sollte: 
Daß viele Hunderttausende deutscher Frauen und Mädchen, viele von ihnen noch Kinder, 
während der Flucht oft wochenlang vergewaltigt wurden, von russischen Soldaten und auch 
von Angehörigen der polnischen und tschechischen Milizen. Viele der Frauen und Mädchen 
haben die Folgen der massenhaften Vergewaltigungen nicht überstanden, Tausende gaben sich 
auch selbst den Tod.  
Wer dennoch überlebte, war oft für immer traumatisiert, ebenso wie die Kinder, die die barba-
rischen Akte mit ansehen mußten. Längst sind die Morde, schweren Körperverletzungen und 
Vergewaltigungen als Kriegsverbrechen geächtet, und überall auf der Welt werden sie heute 
als solche gebrandmarkt, ob sie in Bosnien, in Albanien, in Afrika oder in Asien verübt wer-
den, und fast jeden Tag wird über Vergewaltigungen berichtet und die Täter werden, wenn 
möglich vor dem Kriegsverbrecher-Tribunal angeklagt, gleich, ob es um Frauen und Mädchen 
in Sudan, in Uganda, oder, wie in diesen Tagen im Kongo geht. 
Nur für deutsche Opfer schien bisher kein Interesse zu bestehen - dabei handelt sich bei den 
gezielten Massen-Vergewaltigungen der Roten Armee um das größte Gewaltverbrechen der 
Nachkriegszeit. 
Deutsche Gutmenschen, bei denen die Umerziehung in der dritten Generation schon ins Gro-
teske umgeschlagen ist, haben im Jahr 2006 auch dafür noch eine Entschuldigung zur Hand. 
Und viel Verständnis. 
Diese jungen Soldaten, sagen uns manche unserer nach 1945 geborenen Gutmenschen, morde-
ten und vergewaltigten deutsche Mädchen und Frauen, weil nach vielen Monaten der gnaden-
losen Kämpfe mit den deutschen Soldaten - Gefangene wurden auf beiden Seiten kaum noch 
gemacht - nur noch Haß gegen die Deutschen kannten und diesen Haß auf die deutschen Frau-
en übertrugen. Und ihn an ihnen ausließen. 
Außerdem hätten die jungen Soldaten bei ihrem Vormarsch überall die von Deutschen zer-
störten Dörfer und Städte und ihre getöteten Landsleute gesehen, und so aus Rache die Ge-
walttaten an Frauen begangen. Diese These wird uns immer wieder aufgetischt, wenn von den 
Vergewaltigungen der Roten Armee die Rede ist, auch in Guido Knopps Fernsehserie "Die 
große Flucht".  
Die sich im Wortlaut gleichenden, fast stereotypen Erklärungen, vorgetragen von wohlmei-
nenden, letzten Endes aber voreingenommen Publizisten und Wissenschaftlern, sogar von 
Augenzeugen und Opfern selbst (!) sollen Kriegsverbrechen entschuldigen, die auch gern ab-
schwächend "Übergriffe" genannt werden. 
Auffallend oft, meist erst auf bohrende Nachfragen der Reporter, kommt der Hinweis auf die 
Verbrechen der Nazis, an deren Schuld ohnehin niemand der Zuschauer gezweifelt hat. Viel-
leicht steckt keine Absicht dahinter, aber die Wirkung ist eindeutig. Die Kriegsverbrechen der 
Russen, Polen oder Tschechen werden relativiert. Sie sollen gegen deutsche Geiselmorde und 
andere Kriegsverbrechen aufgerechnet werden. 
Aber man kann Völkermord und Kriegsverbrechen nicht relativieren und die Toten nicht ge-
geneinander aufrechnen. Das genau ist ja die Methode der Rechtsextremisten. Und der Stalin-
Anhänger, von denen es in Deutschland weit mehr bekennende Anhänger gibt als NPD-Leute. 
Außerdem sprechen die heute bekannten Tatsachen gegen die Rache-These. Die kämpfende, 
kampfgewohnte Truppe, vor allem die Besatzungen der Panzer und Sturmgeschütze, das be-
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stätigen alle Augenzeugen, vergewaltigte im allgemeinen nicht, griff vielleicht nach Uhren 
und Schnaps und zog rasch weiter.  
Die nachrückenden Reserven junger Rekruten aber hatten in ihrer Heimat, in der Mongolei 
keine Toten oder verbrannte Häuser zurücklassen müssen, die sie jetzt an halbwüchsigen 
Mädchen oder alten Frauen hätten rächen wollen. Sie hatten gerade, einige Wochen zuvor, bei 
ihrem Einmarsch ins Baltikum, auch die Frauen und Kinder der Letten, Esten und Litauer ver-
gewaltigt und getötet. Sie wurden mit der gleichen Brutalität behandelt, wie später die jungen 
Mädchen und Frauen aus Ostpreußen. 
Die jungen Männer aus der Mongolei, die im Raum Königsberg und in Danzig, in Pommern 
und in Schlesien besonders barbarisch wüteten, waren nicht grausamer geboren als andere 
Männer. Der Grund für die an allen Frontabschnitten auftretenden Gewalttaten und Morde 
war ein anderer: Sie begingen die Verbrechen, weil sie es durften. Weil das Gewaltverbot, das 
seit Kain und Abels Zeiten gilt, für sie aufgehoben war. 
Den angeblichen "Rassestolz" der deutschen Frauen sollten die russischen Soldaten nach ei-
nem Aufruf des Schriftstellers Ilja Ehrenburg durch massenhafte Vergewaltigungen "bre-
chen". Wörtlich heißt es in einem Flugblatt aus dem November 1944: "Folgt der Weisung des 
Genossen Stalin und zerstampft für immer das faschistische Tier in seiner Höhle. Brecht mit 
Gewalt den Rassehochmut der germanischen Frauen! Nehmt sie als rechtmäßige Beute!"  
Die Urheberschaft des berühmten Schriftstellers an diesem Text ist nicht zweifelsfrei nachzu-
weisen, aber seine rund 3.000 veröffentlichten Flugblatt-Texte und Aufrufe atmen den glei-
chen Geist des Hasses. 
Der Ermunterungen durch solche Flugblätter bedurften die jungen Soldaten aus den asiati-
schen Provinzen der Sowjetunion nicht - sie wußten schon, was sie mit den Frauen und Mäd-
chen tun wollten - und taten. Das, was sie in ihren verborgensten Träumen und Phantasien 
schon immer gewollt hatten, das gleiche, was sich alle potentiellen Sexualtäter und Mörder 
überall auf der Welt auch heute in ihren gar nicht so seltenen Gewaltträumen wünschen, was 
aber in allen Kulturstaaten mit lebenslangem Gefängnis oder der Todesstrafe bedroht ist: Das 
junge Mädchen, die Frau demütigen, mit Gewalt nehmen, dem Opfer Schmerz zufügen und es 
am Ende sogar ermorden. 
Tatsächlich wurden die bis zur Bewußtlosigkeit mißbrauchten deutschen Frauen und halb-
wüchsigen Mädchen von den russischen Soldaten nicht selten nach der Vergewaltigung getö-
tet. Viele empfanden es als Erlösung. 
Seit Eröffnung der Ausstellung "Flucht, Vertreibung, Integration" fordert eine Kölner Frauen-
hilfsorganisation "medica mondiale" in Gesprächen mit dem Ausstellungsleiter Hans-Joachim 
Westholt eine "angemessene Würdigung des Themas". 
Aber nicht einmal, als Prominente wie die Psychoanalytikerin Margarete Mitscherlich oder ihr 
Kollege Horst Eberhard Richter Protestbriefe schrieben, wurde eine Ergänzung der Ausstel-
lung ins Auge gefaßt. 
Es war offenkundig, daß der Kurator während der ganzen Zeit das Thema blockierte. Angeb-
lich sei das Thema Vergewaltigung nicht ins Bild zu setzen. Obwohl die Ausstellung zahlrei-
che Tonbanddokumente anbietet, in der Betroffene über ihre Erlebnisse erzählen, und Presse-
ausschnitte, Filme, Akten und wissenschaftliche Dokumentationen über Einzelheiten der Ver-
treibung sonst ausführlich berichten. Selbst als "medica mondiale" dem Kurator das Buch ei-
nes Opfers für die Ausstellung anbot, blockte Westholt ab. Dabei gibt es nicht nur ein Buch 
einer Frau über ihre Vergewaltigung. ... 
Möglichkeiten, nun auch das Thema der Massenvergewaltigungen angemessen in der Ausstel-
lung zu realisieren, gäbe es viele. Die Sprecherin der Frauenhilfsorganisation, Margret Meyer, 
bezweifelt allerdings den guten Willen des Ausstellungskurators: "Herr Westholt wollte das 
Thema einfach nicht, weil es ein Tabu berührt", vermutet sie. ...<< 
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Wilhelm von Gottberg (ehemaliger Lehrer an einer Polizeifachschule) schrieb am 23. Dezem-
ber 2006 in der Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>Bis heute un-
gelöst 
Die "Preußische Treuhand" hat ihre Entschädigungsklagen auf den Weg gebracht 
Die "Preußische Treuhand" - eine Vereinigung von Vertriebenen zur Durchsetzung von Ent-
schädigungsansprüchen für zurückgelassenes Eigentum in den früheren Ostprovinzen des 
Deutschen Reiches - hat vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg 
Individualbeschwerden gegen die Republik Polen eingereicht. 
Damit hat die Organisation nun realisiert, was seit drei Jahren recht häufig angekündigt wur-
de. Die politische Klasse in Polen von ganz rechts bis links ist empört. Die Kommentare in 
den polnischen Zeitungen zu dem Vorgang haben fast durchgängig einen antideutschen Tenor 
und sind von dem zur Staatsräson erhobenen Vorwurf geprägt, daß die Täter (Deutsche) sich 
zu Opfern stilisieren wollen. Eine sachliche Diskussion über die berechtigte oder unberechtig-
te Forderung von Entschädigungsansprüchen kann in Polen im Jahr 2006 noch nicht geführt 
werden. 
Die Bundesregierung hat sich, wie auch schon die rot-grüne Vorgängerregierung, von der 
"Preußischen Treuhand" scharf distanziert und deren Handeln verurteilt. Tatsächlich ist aber 
durch Versäumnisse der Bundesregierungen seit 1990 bei der Regelung der Kriegsfolgelasten 
und bei den Vertragswerken mit den Nachbarstaaten im Osten die Situation geschaffen wor-
den, die zur Gründung der Treuhand geführt haben. Durch Aussitzen und "unter den Teppich 
kehren" wollte die deutsche Politik die ungelösten Entschädigungsfragen vom Tisch bekom-
men. Diese Strategie ist zusammengebrochen. 
Länger als ein Jahrzehnt haben die betroffenen Ostdeutschen auf eine Initiative der deutschen, 
beziehungsweise der polnischen Regierung für die Regelung der offenen Vermögensfrage ge-
wartet. Es hat sich nichts getan. Die Kohl-Regierung hatte 1990 versprochen, dieses Problem 
in absehbarer Zeit einer Lösung zuzuführen. Später ist sie, wie auch die Nachfolgeregierungen 
davon abgerückt. Heute heißt es lapidar, man wolle das nachbarschaftliche Verhältnis zu Po-
len nicht mit Fragen aus der Vergangenheit belasten. 
Die Passivität der Regierungen bei der Regelung der offenen Vermögensfragen hat dazu ge-
führt, daß die "Preußische Treuhand" als Selbsthilfeorganisation der Betroffenen gegründet 
wurde. Mit Klagen vor nationalen und internationalen Gerichten will man Eigentumsrechte 
geltend machen und eine wie auch immer geartete Entschädigung durchsetzen. ... 
Wenn die Bundesregierung nicht in Verhandlungen mit den Nachbarstaaten über die Lösung 
der Entschädigungsfrage eintreten will - nach vielen amtlichen Verlautbarungen will sie das 
nicht, obwohl es geboten wäre - bleibt nur noch ein Weg, die Treuhand und deren Aktivitäten 
gegenstandslos zu machen. Die Bundesregierung muß eine nationale Lösung anstreben und 
die berechtigten Ansprüche aus eigenen Mitteln entschädigen. Dies würde Deutschland kei-
neswegs überfordern, denn vor dem Hintergrund der noch immer praktizierten deutschen 
Scheckbuchdiplomatie würden wenige hundert Millionen Euro den deutschen Staat nicht zah-
lungsunfähig machen. 
Diesen Weg ist auch Polen gegangen. Einzelklagen von zwangsumgesiedelten Ostpolen aus 
den heute zur Ukraine gehörenden früheren ostpolnischen Gebieten, sind durch polnische Ge-
richte positiv beschieden worden. Der polnische Staat hat im Einzelfall entschädigt. 
Die Entschädigungsproblematik für zurückgelassenes Eigentum bei Vertreibungen und 
Zwangsumsiedelungen ist durchaus nicht nur eine spezifisch deutsch-polnische Angelegen-
heit. Dieser Tage erst hat ein zypriotisches Gericht die berechtigten Eigentumsansprüche ver-
triebener Zyprioten anerkannt. ... 
Die Entschädigungsfrage bleibt auf der Tagesordnung nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
ungelösten Entscheidungsproblematik in Mitteldeutschland aufgrund der Enteignungen durch 
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die Sowjets und des Regimes der "Sowjetischen Besatzungszone" am Ende des Zweiten Welt-
krieges.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. August 2008 
(x887/...): >>"50 Thesen zur Vertreibung" 
Interview der Preußischen Allgemeinen Zeitung mit Prof. Dr. Alfred de Zayas über sein neu-
stes Buch 
PAZ: Was bezwecken Sie mit diesen Thesen? 
Alfred de Zayas: Erstens habe ich darin das Wesentliche aus meinen Büchern "Die Nemesis 
von Potsdam", "Die deutschen Vertriebenen" und "Heimatrecht ist Menschenrecht" kurz und 
prägnant zusammengefaßt. Damit sind die Thesen für den Geschichts- und Politikunterricht 
besonders geeignet. Zweitens möchte ich zur Diskussion über das geplante Dokumentations- 
und Forschungszentrum über Vertreibungen beitragen. 
PAZ: Was halten Sie von diesem "sichtbaren Zeichen" in Berlin? 
De Zayas: Ich bin dafür. Allerdings muß man darauf achten, daß diese Einrichtung unabhän-
gig ist und bleibt, und daß sie wissenschaftlich und nicht politisch arbeitet. Außerdem finde 
ich diese Wort-Schöpfung "sichtbares Zeichen" sehr merkwürdig - falls das denn der endgül-
tige Name sein sollte. Man sollte einen Namen wählen, der nüchtern die Aufgabe dieser Ein-
richtung beschreibt, etwa: Forschungs- und Dokumentationsstelle über Vertreibungen. Man 
muß die Dinge beim Namen nennen. Im Mittelpunkt muß der Mensch stehen - nicht Politik 
oder Ideologie.  
PAZ: Geht das ohne Beteiligung der Betroffenen?  
De Zayas: Natürlich nicht! Es liegt auf der Hand, daß die Opfer und ihre wichtigste Organisa-
tion, der Bund der Vertriebenen, dabei sein müssen. Es wäre doch undenkbar, etwa eine Ge-
denkstätte für die Opfer der ethnischen Säuberungen im ehemaligen Jugoslawien zu schaffen, 
ohne die Opfer intensiv mit einzubeziehen.  
PAZ: Ihr neues Buch "50 Thesen zur Vertreibung" wurde in weniger als zehn Wochen ohne 
Werbung über 3.200mal verkauft. Wie erklären Sie sich diesen Erfolg? 
De Zayas: Die Resonanz der Leser ist in der Tat überaus positiv, offenbar hat die Veröffentli-
chung eine Bedarfslücke getroffen. Es gibt kaum Bücher, die so klar und knapp über die Ver-
treibung informieren. Dazu kommen der aktuelle Anlaß der Debatte um das Zentrum in Berlin 
und nicht zuletzt ein sehr clever agierender, junger Verlag.  
PAZ: Sie zitieren in den 50 Thesen recht ausführlich den ersten Uno-Hochkommissar für 
Menschenrechte José Ayala Lasso. Warum? 
De Zayas: Dr. Ayala Lasso aus Ecuador ist ein Mensch, der sich ohne jede Diskriminierung 
für alle Opfer von Menschenrechtsverletzungen einsetzt. Es war bedeutend, daß er die deut-
schen Vertriebenen als Opfer anerkannte und ihnen 1995 als amtierender Uno-Hochkommis-
sar ein Grußwort schickte. Zehn Jahre später kam er persönlich nach Berlin und sprach vor 
6.000 Vertriebenen auf dem Tag der Heimat anläßlich "60 Jahre Vertreibung". Er hat sich für 
das Recht auf die Heimat unterschiedslos aller Flüchtlinge und Vertriebenen eingesetzt - auch 
der deutschen. 
PAZ: Die deutschen Medien haben über beide Vorgänge kaum berichtet. 
De Zayas: In der Tat, und ich halte das für ein unverständliches Versagen. Es kann ja nicht 
unwichtig sein, wenn sich der amtierende Uno-Hochkommissar in dieser Weise für die Anlie-
gen und auch für die Ehre von Millionen Deutschen einsetzt und exponiert. Es sagt einiges 
aus über die geistig-moralische Situation in Deutschland. 
PAZ: Ihre Bücher sind auch schon kritisiert worden. 
De Zayas: Natürlich, aber kein Kritiker hat bisher behauptet, daß meine Quellen nicht stimm-
ten oder meine wissenschaftliche Methodik falsch wäre. Der Dissens liegt anderswo: Manche 
haben einfach ein Problem mit meiner Prämisse, daß das allgemeine Völkerrecht immer und 
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für alle gilt - also auch zwischen 1945 und 1948 für die Deutschen - und mit den Schlußfolge-
rungen, zu denen diese Prämisse unvermeidlich führt. Mehrere der vielen exzellenten Rezen-
sionen, die meine Bücher bekommen haben, sind erst in den letzten zwei oder drei Jahren ge-
schrieben worden. In den 70er und 80er Jahren wurden meine Bücher noch im "Spiegel", in 
der "Süddeutschen Zeitung" und im WDR glänzend besprochen, ja geradezu gefeiert - wenn 
das heute anders ist, dann deswegen, weil diese Medien sich geändert haben, meine Position 
ist die gleiche geblieben. 
PAZ: Was ist an Ihren Büchern besonders? 
De Zayas: Ich behandle die Thematik der Vertreibung der Deutschen als Völkerrechtler und 
Historiker interdisziplinär. Dabei stelle ich die historischen Fakten in einen größeren histori-
schen Kontext und beurteile sie nach völkerrechtlichen Normen und Prinzipien. Das haben 
andere Wissenschaftler bisher nicht getan. Entweder haben wir es mit Historikern zu tun, die 
oft wenig vom Völkerrecht verstehen, oder mit Völkerrechtlern, die die Historie nur unvoll-
ständig kennen. Außerdem habe ich Hunderte Vertriebene persönlich interviewt, um mir ein 
eigenes Bild zu verschaffen, 
PAZ: Das Leiden der von Nazi-Deutschland besetzten Länder nimmt in Ihren Veröffentli-
chungen heute einen breiteren Raum ein als früher, dennoch werden Ihre Arbeiten und auch 
Sie als Person von linken Medien heute kritischer gesehen … 
De Zayas: Ja, und ich nehme es entsprechend zur Kenntnis. Es gibt in Deutschland inzwi-
schen viele, die ein Buch über Flucht und Vertreibung erst dann positiv aufnehmen würden, 
wenn es mit dem Satz beginnt, daß die Nazi-Verbrechen die Vertreibung quasi rechtfertigen, 
und wenn es damit schließt, daß jede Wiedergutmachung für die Vertriebenen ausgeschlossen 
sein muß. Genau diese politisch-ideologische Linie werden Sie bei mir niemals finden, weil 
das Völkerrecht es eben anders will. 
PAZ: Was halten Sie von der sogenannten Opfer-Täter-Schablone? 
De Zayas: Die ist wissenschaftlich völlig unhaltbar und verletzt fundamentale menschen-
rechtliche Prinzipien. Schuld ist immer individuell, nie kollektiv. Die Nazis haben das anders 
gesehen und auch Stalin, der ganze Völker wegen angeblicher Kollaboration deportiert hat. Es 
ist schon bedrückend, daß solche Kategorien jetzt in der deutschen öffentlichen Diskussion 
mit umgekehrten Vorzeichen wieder auftauchen. Der Gedanke an die Kollektivschuld muß 
aus menschenrechtlichen Gründen endgültig abgelehnt werden.  
PAZ: Hitler war aber zweifelsohne der Hauptschuldige. 
De Zayas: Am Zweiten Weltkrieg ja, aber nicht an der Vertreibung. Um ihm auch noch die 
Schuld an diesem Verbrechen anlasten und jede Wiedergutmachung ablehnen zu können, 
spricht man dann vom "kausalen Nexus" zwischen beiden Ereignissen. Ein kleines Gedanken-
experiment zeigt schon, wie heikel das ist: Sicher wäre die Vertreibung ohne Hitler und den 
Zweiten Weltkrieg nicht möglich gewesen. Aber Hitlers Machtergreifung wäre ihrerseits ohne 
das Unrecht der Verträge von Versailles und St. Germain von 1919 völlig undenkbar gewe-
sen. So öffnet dieses Argument Tür und Tor dafür, je nach dem willkürlich gewählten Aus-
gangspunkt jedes Unrecht auf der Welt zu exkulpieren. Ein etwas makabres Wort für diesen 
Umgang mit Wahrheit und Recht heißt "Geschichtspolitik". Aber das Völkerrecht funktioniert 
anders: Es gibt Dinge, die sind absolut verboten und zudem unverjährbar. Geschehen sie 
trotzdem, müssen sie wieder gutgemacht werden - egal welche Nationalität Täter und Opfer 
haben.  
PAZ: Welche der 50 Thesen ist für Sie am wichtigsten? 
De Zayas: Vielleicht die letzte: "Es gilt, Vertreibungen überzeugend zu ächten und damit 
künftige 'ethnische Säuberungen' zu verhindern. Eine gründlichere Auseinandersetzung mit 
allen Aspekten der Vertreibung der Deutschen in ihrem gesamteuropäischen und menschen-
rechtlichen Kontext und sinnvolle, für alle Seiten tragbare Anstrengungen zur Überwindung 
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der Unrechtsfolgen würden eine solche Prävention fördern. Die Stiftung Zentrum gegen Ver-
treibungen und das geplante 'sichtbare Zeichen' in Berlin können dazu einen wichtigen Beitrag 
leisten, wenn sie sich strikt an der historischen Wahrheit und am Völkerrecht orientieren." 
Alfred de Zayas: "50 Thesen zur Vertreibung", ... London/Hamburg 2008 ...<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 25. Februar 2012 
(x887/...): >>Im Grunde selber Schuld 
Tagung fragt "War die 'Vertreibung' Unrecht?" - Relativierung mit staatlicher Förderung 
Während das Zentrum gegen Vertreibungen nicht so richtig vom Fleck kommt, formieren sich 
die Kräfte in Deutschland, die das Verbrechen der Vertreibung relativieren und verdrängen 
wollen. Dies geschieht sogar mit finanzieller Unterstützung vom Staat und unter dem Mantel 
staatlicher Förderung. Dabei kommen Vereinigungen zum Tragen, die ganz offen verfassungs-
feindliche Ziele verfolgen. 
So richteten am vergangenen Sonnabend in Berlin in den Räumlichkeiten der Freien Universi-
tät die Aktion Sühnezeichen, die Berlin-Brandenburgischen Auslandsgesellschaft e.V., die 
Deutsch-Polnischen Akademischen Gesellschaft e.V., die Deutsch Polnischen Gesellschaft 
der Bundesrepublik Deutschland e.V. und die wegen ihrer verfassungsfeindlichen Bestrebun-
gen im Verfassungsschutzbericht gelistete "Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/-
Bund der Antifaschistinnen" (VVN) eine Tagung aus.  
Das Motto lautete: "War die 'Vertreibung' Unrecht? Die Umsiedlungsbeschlüsse des Potsda-
mer Abkommens und ihre Umsetzung in ihrem völkerrechtlichen und historischen Kontext." 
In der Einladung hieß es: "Bitte haben Sie Verständnis, daß wir wegen der erforderlichen För-
dermittel eine Teilnehmerliste mit Anschrift und Unterschrift benötigen." Also wurde die Ver-
anstaltung mit dem gesponsert, was in linken Kreisen "Staatsknete" heißt. Was also bekamen 
die Steuerbürger von der Veranstaltung, bei der kein Vertreter der Betroffenen geladen wor-
den war, geboten? 
Die einführenden Worte von Christoph Koch von der Freien Universität gaben der Veranstal-
tung die inhaltliche "Marschrichtung" vor. Zwar bekannte er, daß kein Unrecht (der Zweite 
Weltkrieg) ein anderes (also die Vertreibung der Deutschen aus ihren Siedlungsgebieten) 
rechtfertigen würde, doch mit einem Schwall von Relativierungen und Rechtfertigungen ver-
suchte er sich selbst zu widerlegen, um schließlich vor Geschichtsrevisionismus zu warnen. 
Die Deutschen hätten sich selbst vertrieben, so das Fazit seiner Ausführungen. Was das Ganze 
mit dem Vertreibungsunrecht beziehungsweise dessen Widerlegung zu tun habe, erklärte 
Koch jedoch nicht.  
Die Teilnehmer der Veranstaltung - meist aus dem ergrauten Antifa-Umfeld rekrutiert - nah-
men daran keinen Anstoß. Auch der in die Jahre gekommene, 1932 in Pommern geborene 
Rudolf von Thadden versuchte die Vertreibungen zu verniedlichen und philosophierte über 
den Unterschied der Vertreibung eines Arbeiters und eines Professors, stellte den Teilnehmern 
schließlich die Vorteile der Küche seiner polnischen Freunde dar, die nun an seinem Geburts-
ort Wohnsitz genommen hätten, um sich mit der Warnung vor "nationalistischen Rechten" 
dem Schlußwort seines Vorredners anzuschließen.  
Ex-Uni-Chef Professor Uwe Wesel war zwar nicht in Persona erschienen, kritisierte aber in 
seinem Grußwort die Merkelsche "Euro-Verzögerungspolitik", um der Hoffnung Ausdruck zu 
verleihen, Polen könne recht bald auch zur Euro-Zone gehören. Dem Professor scheint ent-
gangen zu sein, daß die meisten Polen derweil ganz froh sind, nicht zur Euro-Zone zu gehö-
ren. Während der Vertreter der polnischen Botschaft eine positive Entwicklung der deutsch-
polnischen Beziehungen zog, klagte sein tschechischer Kollege unversöhnlich über die "Nazi-
herrschaft".  
Die Vertreterin der Deutsch-Polnischen Akademischen Gesellschaft kritisierte pauschal die 
Charta der Heimatvertriebenen und befand, die Vertreibung sei das Resultat deutscher 
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Verbrechen gewesen und schließlich habe es ja einen sehr großzügigen Lastenausgleich gege-
ben. Der Vertreter der Berlin-Brandenburgischen Auslandsgesellschaft beschwerte sich in sei-
nem Grußwort über die ungenügende staatliche Alimentierung dieser Veranstaltung.  
Der in Gießen lehrende Völkerrechtler Thilo Marauhn gelangte allerdings in seinem Vortrag 
zu dem Endergebnis, daß der Menschentransfer völkerrechtswidrig gewesen sei. Von einer 
Sonderregelung zu Lasten der Deutschen hält er nichts. Er hatte das Recht von heute rückblik-
kend betrachtet, die Römischen Statuten, das Genfer Abkommen von 1949, die Nürnberger 
Prozesse, die Potsdamer Beschlüsse und schließlich die Haager Landkriegsordnung, und die-
sen Schluß gezogen. Aufgeregt echauffierte sich darauf Professor Koch, die Antifa-Rentner 
grummelten, während der stasi-belastete Professor Fink vom VVN unwillig und heftig sein 
graues Haupt schüttelte.  
Die frühere Bundesjustizministerin Herta Däubler-Gmelin (SPD) legitimierte sich durch ihre 
Geburtsstadt Preßburg als "Vertriebene", um dann ihren verstorbenen Parteikollegen Peter 
Glotz für sein Engagement für das Zentrum gegen Vertreibungen zu kritisieren. Dann sprach 
sie über das Heimatrecht der wegen des Braunkohletagebaus umzusiedelnden brandenburgi-
schen Dorfbewohner. 
Waren am ersten Tag noch etwa 60 Teilnehmer zu verzeichnen, kamen am zweiten Tag deut-
lich weniger. Hervorzuheben war hier der Beitrag von Anja Mihr, die die Auffassung vertrat, 
alle Parteien hätten gleich behandelt werden müssen, um einen dauerhaften Frieden, Versöh-
nung und Ausgleich zu erreichen.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. Juli 2012 (x887/...): 
>>Westalliierte tragen Mitschuld 
US-Historiker über die brutale Vertreibung der Deutschen und die Heuchelei seiner Landsleu-
te 
Nach verlorenen Kriegen setzen die Siegermächte das Recht und schreiben die Geschichte in 
ihrem Sinne. Die Wahrheit ist das erste Opfer vor, aber auch nach einem Krieg! Wenn mehr 
als 60 Jahre nach einem Krieg ein "Sieger" sich die Mühe macht, die Wahrheit ans Licht zu 
befördern und die Geschichtsschreibung einer Revision zu unterziehen, dann ist das schon 
eine Sensation, auch wenn dies für die überwiegende Mehrheit der Betroffenen zu spät 
kommt. In einem akribischen Quellenstudium hat der US-Historiker R. M. Douglas vor allen 
den Siegermächten in Ost und West den Spiegel ihres ambivalenten und unrechtmäßigen Tuns 
vorgehalten. 
Um so mehr ist die Lektüre des Buches "Ordnungsgemäße Überführung: Die Vertreibung der 
Deutschen nach dem Zweiten Weltkrieg" ein Muß für die nachfolgenden Generationen, insbe-
sondere für die handelnden Politiker, damit sie sich der Dimensionen ihrer Entscheidungen 
bewußt werden und weitere Fehler vermeiden.  
Das Buch ist extrem faktenreich, anspruchsvoll, ja anstrengend. Vor allem erfordert es Cha-
rakter- und Nervenstärke, um die Wallungen der Gefühle angesichts der Grausamkeiten wie 
der Verbrechen an den Heimatvertriebenen unter Kontrolle zu behalten. Der Stempel auf der 
Titelseite "Ordnungsgemäße Überführung" ist eine Ironie, die ein Ereignis formal-büro-
kratisch abschließt. Die Vertreibungen waren brutal und völkerrechtswidrig, zogen die Würde 
des Menschen in den Dreck. Ob "wild" oder "organisiert", Vertreibungen als "Kollektivbestra-
fung" sind immer ein Willkürakt und nie "ordnungsgemäß". 
Das Buch ist gegliedert in 13 Kapitel und umfaßt 460 Seiten. Es folgen fast 80 Seiten Anmer-
kungen und ein Literaturverzeichnis von 24 Seiten. Das Werk ist eine Fundgrube an Fakten, 
vor allem für historisch Interessierte.  
Douglas: "Ich habe bestimmte Elemente betont, die meiner Meinung nach besondere Auf-
merksamkeit verdienen: die Durchführung der Massenvertreibungen, das Archipel von Kon-
zentrations-, Internierungs- und Sammellagern, das in ganz Mitteleuropa nach dem Krieg ent-
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stand, die Implikationen der Vertreibungen für die Entwicklung des Völkerrechts und die 
(viel) zu wenig beachtete Mitwirkung der Westalliierten bei der Operation, die (sehr) weit 
über bloße Zustimmung hinausging."  
Erstaunlich ist die Bereitschaft, mit der vor allem Historiker aus Polen und Tschechien zum 
Gelingen dieses Werkes beigetragen haben. Das Buch beginnt 1938 mit "Der Planer" und 
zeigt auf, welch zentrale Rolle Präsident Edward Benesch spielte, der zwar 1918 den Alliier-
ten einen "multinationalen Musterstaat" Tschechoslowakei versprach, doch genau das Gegen-
teil schuf. Er betrieb zielstrebig die Vertreibung der Sudetendeutschen und "Ende 1943 hatte 
das Vertreibungsprojekt aber eine solche Eigendynamik gewonnen, daß nur ein eindeutiges 
Veto der Großen Drei es noch aufgehalten hätte". 
Aufschlußreich ist das Kapitel "Der Plan": "Die Vertreibung unerwünschter Völker ist fast so 
alt wie die dokumentierte Menschheitsgeschichte." Und dann: "In vieler Hinsicht war der Er-
ste Weltkrieg eine Generalprobe für die Bevölkerungsverschiebungen im 20. Jahrhundert." 
Wenig bekannt ist die "épuration" (Säuberung) der Franzosen in Elsaß-Lothringen zwischen 
1918 und 1921, der zirka 100.000 Deutsche zum Opfer fielen.  
Interessant das Spiel von Stalin mit der Mehrdeutigkeit "Oder-Neiße-Linie", denn es gab eine 
"östliche" und eine 200 Kilometer westlich davon verlaufende "westliche" Neiße. Dazu: "Sta-
lin versicherte den Lubliner Polen sarkastisch, Churchill werde den Unterschied gar nicht 
merken." Und so war es dann auch, obgleich der polnische Exil-Premier T. Arciszewski der 
Presse sagte: "Polen hat nicht den Wunsch, Breslau und Stettin zu annektieren, es wolle höch-
stens ein von der deutschen Bevölkerung geräumtes Ostpreußen."  
Während die Briten und Amerikaner die Schuld an den zu "hohen" Verlusten und dem 
"schrecklichen" Leid nun den Vertreibungsländern und der Sowjetunion gaben, kommt Dou-
glas zu dem Schluß: "Das war und ist eine völlig unaufrichtige Interpretation." Die Westalli-
ierten "hatten ihre Verbündeten zu Handlungen ermutigt und ihre Mitarbeit dabei verspro-
chen, die sie bei ihren Feinden später als Kriegsverbrechen anklagten".  
Die Kapitel "Die wilden Vertreibungen" und "Die Lager" offenbaren die ganze Bestialität und 
Brutalität, zu der Menschen aller Völker selbst gegenüber wehrlosen Kindern, Frauen und 
Greisen fähig sind. Die Zustände in den Internierungslagern müssen so schrecklich gewesen 
sein, daß die Polen, Tschechen, Rumänen und Jugoslawen selbst der Internationalen Kommis-
sion des Roten Kreuzes den Zugang verweigerten.  
Wie es im gewonnenen "Wilden Westen" zuging, faßt Douglas wie folgt zusammen: "Die 
Aussage ist nicht übertrieben, daß "Goldgräber-Stimmung" die gesamte tschechoslowakische 
und polnische Gesellschaft von ganz unten bis ganz oben durchdrang. Nach seiner Rückkehr 
aus dem Londoner Exil verschaffte sich beispielsweise Hubert Ripka, der neu ernannte Au-
ßenhandelsminister, eine große Villa mit 17 Zimmern, die deportierten deutschen Besitzern 
gehört hatte. Der Minister stattete das Haus bald mit besten Möbeln aus gleicher Quelle aus. 
Für ein paar eifrige Pioniere war das "Goldgräbertum" nichts weiter als die Fortsetzung eines 
Profitstrebens, das während des Holocaust begonnen hatte.  
Wie der "Economist" im Juli 1946 verächtlich feststellte, hatte sich "in Mitteleuropa während 
des Krieges eine neue Lumpenbourgeoisie ausgebreitet, die zuerst den Besitz ermordeter Ju-
den und dann vertriebener Deutscher plünderte". Im Kapitel "Der Neubeginn" schreibt Dou-
glas: "Rational betrachtet, war das 'Abladen' einer riesigen verarmten und traumatisierten Be-
völkerungsgruppe in einem zerbombten Land, das sie nicht haben wollte und wo keine Vorbe-
reitungen für ihre Aufnahme getroffen waren, ein Rezept für eine Katastrophe."  
Daß es dazu nicht kam, ist kein Verdienst der Besatzungsmächte, sondern einzig und allein 
ein Verdienst der Heimatvertriebenen, die sozial degradiert sich in ihr Leid wie ihr grauenvol-
les Schicksal fügten, es aber zugleich wendeten, um sich diszipliniert und fleißig am Wieder-
aufbau zu beteiligen.  
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Wenn auch Ende 1947 der "Alliierte Kontrollrat" als Deutschlands provisorische Viermächte-
regierung die Vertreibung aus "Gründen wirtschaftlicher, sozialer und religiöser Ungerechtig-
keiten" verurteilt, so ist dies auf juristisch-völkerrechtlicher Ebene bis heute unterblieben und 
wird es ohne "Friedensvertrag" auch bleiben.  
R. M. Douglas: "Ordnungsgemäße Überführung. Die Vertreibung der Deutschen nach dem 
Zweiten Weltkrieg", ... München 2012 ...<< 
 
Bilanzierung und Bewertung des Schicksals der deutschen Vertriebenen (1950-2012) 
Waldemar Kraft (1898-1977), Theodor Oberländer (1905-1998) und weitere Anhänger der 
deutschen Vertriebenenorganisationen gründeten am 8. Januar 1950 in Kiel die Blockpartei 
der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE), um vor allem die Interessen der deutschen 
Flüchtlinge und Vertriebenen zu vertreten. 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 2. April 1950 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/110): >>2. April 1950. Die Transporte aus den polnisch besetzten Gebieten rollen. 
Menschen, Menschen kommen in Friedland an. ... 
Aber wo sollen sie wohnen? Wer vermag sie zu kleiden? Wie werden sie ihren Unterhalt ver-
dienen? 
Und die vielen alten Leute ... Wer wird für sie sorgen?  
Millionen von Flüchtlingen und Vertriebenen sind bereits in den Westzonen aufgenommen 
worden.  
Und immer weiter fließt der große Strom von Ost nach West.<< 
Der Deutsche Bundestag beschloß am 4. Mai 1950, weitere 900.000 deutsche Flüchtlinge und 
Vertriebene aus den Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein in andere west-
deutsche Länder umzusiedeln (x182/218). 
Im sog. Görlitzer Abkommen erklärten Polen und die DDR am 6. Juni 1950 die Oder-Neiße-
Linie zur unantastbaren und endgültigen Grenze (x155/63): >>Die Regierung der Republik 
Polen und die Delegation der provisorischen Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik ... haben gemeinsam festgestellt, daß es im Interesse einer weiteren Entwicklung und Fe-
stigung der gutnachbarlichen Verhältnisse und der Freundschaft zwischen dem polnischen und 
dem deutschen Volke liege, die festgesetzte und zwischen beiden Staaten bestehende Frie-
dens- und Freundschaftsgrenze an der Oder und der Lausitzer Neiße als unantastbare Grenze 
endgültig zu ziehen ...<< 
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtete später über die "Oder-Neiße-
Linie" (x009/314): >>Durch die Erklärung des Bundeskabinetts vom 9.6.1950 wird der SBZ-
Regierung jedes Recht bestritten, für das deutsche Volk zu sprechen, und alle von ihr getrof-
fenen Vereinbarungen werden für null und nichtig erklärt. ...<< 
Der Alterspräsident Paul Löbe (1875-1967) erklärte am 13. Juni 1950 im Namen des Deut-
schen Bundestages (außer KPD) zur umstrittenen Oder-Neiße-Linie (x243/197): >>... Gemäß 
dem Potsdamer Abkommen ist das Gebiet östliche von Oder und Neiße ... der Republik Polen 
nur zur einstweiligen Verwaltung übergeben worden. ... Niemand hat das Recht, aus eigener 
Machtvollkommenheit Land und Leute preiszugeben und eine Politik des Verzichtes zu trei-
ben.  
Die Regelung aller Grenzfragen Deutschlands ... kann nur durch einen Friedensvertrag erfol-
gen, der von einer demokratisch gewählten deutschen Regierung ... geschlossen werden 
muß.<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete später (am 3.06.2000) über die Festle-
gung der Oder-Neiße-Linie (x887/...): >>Die Karriere des Görlitzer Abkommens über die 
"Oder-Neiße-Friedensgrenze" 
Als "null und nichtig" bezeichnete am 9. Juni 1950 die Regierung der Bundesrepublik 
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Deutschland das drei Tage zuvor in Warschau von Vertretern der DDR und Polens unter-
zeichnete Regierungsabkommen, das am 6. Juli 1950 in Görlitz, genauer in dessen rechts der 
Neiße gelegenem Teil, förmlich geschlossen werden sollte.  
Unwirksam seien die dort getroffenen Vereinbarungen über die Festlegung der Oder-Neiße-
Linie als endgültige Grenze zwischen Deutschland und Polen, niemals werde sich die Bundes-
regierung als Sprecherin des gesamten deutschen Volkes mit "der allen Grundsätzen des 
Rechts und der Menschlichkeit widersprechenden Wegnahme dieser rein deutschen Gebiete 
abfinden". 
Vierzig Jahre später. In Artikel 1 des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze vom 14. 
November 1990 wird ausgeführt: Der Verlauf der Grenze bestimmt sich nach dem Görlitzer 
Abkommen und seinen Ergänzungsvereinbarungen sowie dem Warschauer Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen vom 7. Dezember 1970. Der 
zunächst als "null und nichtig" qualifizierte Inhalt des Görlitzer Vertrags wird damit von einer 
späteren Bundesregierung in einem völkerrechtlichen Vertrag rezipiert und als verbindlich 
betrachtet. ... 
In der SBZ wurde die Oder-Neiße-Grenze zunächst ebenfalls nicht akzeptiert - eine Haltung, 
die man so lange vertrat, wie die Sowjetunion einen Revisionismus in der SBZ als nützlich für 
den Ausbau der kommunistischen Positionen betrachtete. Ab Mitte 1947 erfolgte wie in Polen 
ein Abrücken hiervon. Der Widerstand der bürgerlichen Parteien (CDU und LDP) gegen eine 
Anerkennung der Oder-Neiße-Linie wurde energisch gebrochen. So setzte die Sowjetische 
Militäradministratur den Vorsitzenden der Ost-CDU, Jakob Kaiser, der den Kurswechsel nicht 
mitzuvollziehen bereit war, kurzerhand ab. Die SED-Presse gebrauchte Mitte 1948 erstmals 
den Begriff "Friedensgrenze": Jeder, der diese Grenze ablehnte, mußte fortan als ein Feind des 
Friedens gelten. ...<< 
Die Bundesregierung erklärte am 9. Juni 1950, daß die Regierung der SBZ kein Recht besit-
zen würde, für das deutsche Volk zu sprechen und Vereinbarungen zu treffen. 
Zur Erinnerung an das verhängnisvolle "Potsdamer Abkommen" veranstalteten die deutschen 
Vertriebenen am 5. August 1950 zum ersten Mal im gesamten Bundesgebiet den "Tag der 
Heimat".  
Während dieser ersten gemeinsamen Großkundgebung der Vertriebenenorganisationen ver-
kündete man in Stuttgart vor etwa 150.000 Vertriebenen die "Charta der deutschen Heimat-
vertriebenen" (x161/15): >>Im Bewußtsein ihrer Verantwortung vor Gott und den Menschen, 
im Bewußtsein ihrer Zugehörigkeit zum christlich-abendländischen Kulturkreis, im Bewußt-
sein ihres deutschen Volkstums und in der Erkenntnis der gemeinsamen Aufgaben aller euro-
päischen Völker haben wir, die erwählten Vertreter von Millionen Heimatvertriebenen, nach 
reiflicher Überlegung und nach Prüfung ihres Gewissens beschlossen, dem deutschen Volk 
und der Weltöffentlichkeit gegenüber eine feierliche Erklärung abzugeben, die die Pflichten 
und Rechte festlegt, welche die deutschen Heimatvertriebenen als ihr Grundgesetz und als 
unumgängliche Voraussetzung für die Herbeiführung eines freien und geeinten Europas anse-
hen. 
1. Wir Heimatvertriebenen verzichten auf Rache und Vergeltung. Dieser Entschluß ist uns 
ernst und heilig im Gedenken an das unendliche Leid, welches im besonderen das letzte Jahr-
hundert über die Menschheit gebracht hat. 
2. Wir werden jedes Beginnen mit allen Kräften unterstützen, das auf die Schaffung eines ge-
einten Europas gerichtet ist, in dem die Völker ohne Furcht und Zwang leben können. 
3. Wir werden durch harte, unermüdliche Arbeit teilnehmen am Wiederaufbau Deutschlands 
und Europas. 
Wir haben unsere Heimat verloren. Heimatlose sind Fremdlinge auf dieser Welt. Gott hat die 



 20 

Menschen in ihre Heimat hineingestellt. Den Menschen mit Zwang von seiner Heimat zu tren-
nen, bedeutet, ihn im Geiste zu töten. 
Wir haben dieses Schicksal erlitten und erlebt. Daher fühlen wir uns berufen zu verlangen, 
daß das Recht auf die Heimat als eines der von Gott geschenkten Grundrechte der Menschheit 
anerkannt und verwirklicht wird. ...<<  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über die "Charta der deutschen Heimatvertriebenen" (x024/205): >>... Daß die 
Vertriebenen gegen alle ... Diskriminierungen nicht revoltierten, sondern Ruhe und Würde 
bewahrten, ist aus heutiger Sicht vielleicht damit zu erklären, daß sie durch ihr schlimmes Los 
so eingeschüchtert waren, daß sie nicht zu protestieren wagten.  
Auch das Bewußtsein, daß die Deutschen den Krieg und seine Folgen selbst verantwortet hat-
ten, mag zu der Einsicht verholfen haben – zumal auch keinerlei Machtmittel zur Verfügung 
standen -, auf Revanche für das an ihnen begangene Unrecht zu verzichten. Rache und Ver-
geltung waren nicht die Mittel, auf die die deutschen Vertriebenen zurückgreifen wollten. 
Auch wenn diese Haltung erst 1950 offiziell in der "Charta der Heimatvertriebenen" verkün-
det wurde, war sie so doch schon lange vorher von den deutschen Vertriebenen praktiziert 
worden.<< 
"Bild-Extra" berichtete am 31. Dezember 1950 über das Elend der deutschen Heimatvertrie-
benen (x305/12-13): >>13 Millionen suchen eine Heimat ... 
Alles, was die Menschen haben, steckt in Koffern oder Kartons. Drei Quadratmeter Freiheit 
für jeden Flüchtling, einem Häftling stehen sechs zu. 
Der Zweite Weltkrieg bescherte Deutschland die größte Völkerwanderung seiner Geschichte. 
13 Millionen Menschen sind seit Kriegsende gen Westen gezogen. Sie alle suchen eine neue 
Heimat. 
In der Bundesrepublik ist jeder fünfte Bürger ein Vertriebener. Jeder zehnte ein DDR-
Flüchtling. Dazu kommen die Zwangsausgesiedelten und die Heimkehrer. Die meisten müs-
sen in Sammelbaracken, ehemaligen Arbeitslagern und Wehrmachtsbunkern leben. Täglich 
passieren 15.000 neue Flüchtlinge die Grenze.  
Zu der Wohnungsnot kommt die soziale Armut. Zwei Drittel der Vertriebenen und Flüchtlin-
ge erhalten "Soforthilfe" (rund 45 Mark). Die Not schweißt die Vertriebenen zusammen. Die 
verschiedenen Landsmannschaften organisieren sich, helfen einander, machen Heimattreffen. 
...<< 
Nach einer Flüchtlings-Sondererhebung lebten am 31. Dezember 1950 in Schleswig-Holstein 
noch etwa 14,5 % der Vertriebenen in behelfsmäßigen Massenunterkünften (x153/25). 
Der CDU-Politiker Hans Lukaschek (1885-1960, 1949-53 Minister für Vertriebene) beauf-
tragte im Jahre 1950 bekannte deutsche Historiker, die Flucht und Vertreibung der Reichs- 
und Volksdeutschen wahrheitsgemäß und ausführlich für die Nachwelt aufzuarbeiten.  
Am 27. Januar 1951 wurde die Blockpartei der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE) 
auf Bundesebene gegründet, so daß eine eigenständige überregionale Partei der deutschen 
Vertriebenen entstand. 
Walter Müller-Bringmann berichtete am 1. April 1952 über das Grenzdurchgangslager Fried-
land (x123/118-119): >>1. April 1952. Gestern ging die britische Kommandogewalt im Lager 
zu Ende.  
Friedland hörte auf, englisches Territorium zu sein. Der Union Jack wurde an der Fahnenstan-
ge heruntergeholt und dafür die schwarz-rot-goldene Flagge hochgezogen. Entlassungsscheine 
für Kriegsgefangene werden in Zukunft von deutschen Stellen ausgefertigt. Der englische 
Kommandant und seine Gehilfen verabschiedeten sich.  
Als erste Maßnahmen ordnete der deutsche Lagerleiter an, daß die Schlagbäume an der Zu-
fahrtsstraße zum Lager entfernt werden. Bisher standen an diesen Barrieren Posten, die jeden 
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Besucher und jedes Fahrzeug anhielten. Ohne Passierschein und Registrierung konnte nie-
mand das Lager betreten.  
Diese Formalität wird in Zukunft wegfallen. Friedland ist keine britische Enklave mehr.<<  
Um die großen wirtschaftlichen Probleme der Vertriebenen zu lösen, wurde am 17. August 
1952 das sog. Lastenausgleichsgesetz erlassen. Wegen ungelöster Finanzierungsprobleme er-
folgte die Auszahlung der Hauptentschädigungen jedoch erst ab 1959. Hilfen aus dem Lasten-
ausgleich erhielten nur diejenigen, die in der Lage waren, ihren verlorenen Besitz nachzuwei-
sen. Die Empfangsberechtigten mußten gewöhnlich jahrelang auf eine Entschädigung warten. 
Die finanziellen Hilfen konnten die verlorenen Vermögenswerte zwar nur zu einem geringen 
Teil ersetzen, aber sie gaben vielen Ost- und Volksdeutschen wenigstens die Möglichkeit, eine 
neue Existenz aufzubauen.  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über das Lastenausgleichsgesetz (x024/242-244): >>... Im Mittelpunkt des La-
stenausgleichsgesetzes stand die Hauptentschädigung.  
Für nachgewiesene Vermögensschäden sollten die Vertriebenen eine prozentuale Entschädi-
gung erhalten.  
Für geringe Schäden war der prozentuale Anteil verhältnismäßig hoch, z.B. für Schäden unter 
5.000 Reichsmark 95 %. Für hohe Vermögensverluste wurde eine verhältnismäßig geringe 
Entschädigung gewährt. So sollten etwa Schäden über eine Million Reichsmark nur noch mit 
6,5 % abgegolten werden.  
Die Auszahlung der Hauptentschädigung erfolgte aber erst ab 1959, weil zuvor noch Finan-
zierungsprobleme zu lösen waren. 
Da aber für die Feststellung der Vermögensschäden bei Immobilien der Einheitswert zugrunde 
gelegt wurde und nicht der Verkehrswert, fiel die Entschädigung noch niedriger aus, weil der 
Einheitswert viel zu niedrig angesetzt wurde. ...<< 
Im Jahre 1953 wurden noch immer 200.000 deutsche Flüchtlinge und Vertriebene in Lagern 
untergebracht. Weitere 750.000 lebten in Notwohnungen. Die restlichen 7 Millionen Vertrie-
benen besaßen "Normalwohnungen", 2/3 von ihnen waren Untermieter (x038/481-482). 
Die Arbeitsgemeinschaft zur Wahrung der sudetendeutschen Interessen berichtete am 28. Ja-
nuar 1954, daß bei der Vertreibung über 300.000 Sudetendeutsche umkamen. Von den über-
lebenden 3 Millionen Sudetendeutschen lebten etwa 1,9 Millionen in der Bundesrepublik 
Deutschland (x159/35). 
In Bonn billigten die Delegierten der Vertriebenenverbände die gemeinsame Satzung für den 
Zusammenschluß ihrer Verbände und gründeten am 27. Oktober 1957 den "Bund der Vertrie-
benen (BdV) - Vereinigte Landsmannschaften und Landesverbände".  
Der deutsche Journalist Ekkehard Kuhn schrieb später in seinem Buch "Nicht Rache, nicht 
Vergeltung ..." über den "Bund der Vertriebenen" (x024/313-314): >>Das sich die deutschen 
Vertriebenen als Schicksalsgemeinschaft bei erster Gelegenheit in Organisationen zusammen-
schlossen, war selbstverständlich. Daß es ihnen jahrelang von den alliierten Siegermächten 
verboten worden war, kennzeichnet das schlechte Gewissen der Sieger, die bei dem Unrecht 
der Vertreibung mitgewirkt hatten.  
Die Westmächte fürchteten die Vertriebenen als politische Kraft. Eine Organisation, so glaub-
ten sie, würde ihre Eingliederung in die westdeutsche Gesellschaft verhindern oder zumindest 
verzögern. Eine schnelle Integration aber lag im Interesse der Alliierten, um einen möglichen 
Unruheherd zu beseitigen. 
Die Organisationen der deutschen Vertriebenen bestehen auch heute noch ... 
Natürlich wäre es für alle, die die Vertreibung der Deutschen vergessen machen wollen, be-
quem, wenn es die Organisationen der Vertriebenen nicht mehr gäbe. Ihr ständiges Mahnen, 
die Teilung Deutschlands zu überwinden, ihr Hinweis auf die "offene deutsche Frage" ist ih-
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nen jedenfalls lästig. 
Für diejenigen, die glauben, daß die Entspannung mit dem Osten auch um den Preis weitge-
hender Zugeständnisse erkauft werden müsse, wirken die Vertriebenenorganisationen mit ih-
rem starren Festhalten an jahrzehntealten Prinzipien natürlich als "Störenfriede". ...<< 
 


